M U S T E R

Genehmigung des Ausscheidens eines Interessenten durch Vertrag.

Betrifft: Straßeninteressentschaft ..................................;
              Genehmigung des Ausscheidens eines
              Interessenten durch Vertrag

B E S C H E I D

Der Bürgermeister der Gemeinde ........................................................ als Straßenbehörde entscheidet über den Antrag ....................................................1) auf Genehmigung des Vertrages vom ................................................... über das Ausscheiden des ............................................... 2) als Interessent der Straßeninteressentschaft ......................................................... wie folgt:

S p r u c h :

I) Genehmigung des Ausscheidens:

Gemäß §§ 21 Abs. 2 und 26 Abs. 2 des Tiroler Straßengesetzes (TStG) LGBl.Nr. 13/1989, wird der Vertrag vom ....................................................., abgeschlossen zwischen sämtlichen Interessenten der Straßeninteressentschaft ................................................................... über das Ausscheiden des ................................................, wohnhaft in ...................................................................... bisher Interessent als ................................................................... 3), und die mit diesem Vertrag verbundene Änderung der Satzung der Straßeninteressentschaft straßenrechtlich genehmigt.

II) Verfahrenskosten: 4)

Der Antragsteller ......................................................... hat gemäß Tp. 1 der Gemeinde-Verwaltungs-abgabenverordnung 2007, eine Gemeindeverwaltungsabgabe von € 15,00 binnen zwei Wochen ab Rechtskraft dieses Bescheides mittels beiliegenden Erlagscheines zur Einzahlung zu bringen.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann binnen zwei Wochen ab Zustellung das Rechtsmittel der Berufung beim Bürgermeister der Marktgemeinde Telfs eingebracht werden. Die Berufung ist schriftlich, telegrafisch, mit Telefax, im Wege automationsunterstützter Datenübertragung oder auf andere technisch mögliche Weise einzubringen. Sie hat den Bescheid zu bezeichnen, gegen den sie sich richtet, und einen begründeten Berufungsantrag zu enthalten. 

B e g r ü n d u n g : 5)
Ergeht an: 6)











Der Bürgermeister

Anmerkungen:

1)
Hier ist der Antragsteller anzuführen.

2)
Hier ist der ausscheidende Interessent anzuführen.

3)
Hier ist die ehemalige Stellung als Interessent (in den Gruppen des § 20 Abs. 5 TStG) anzuführen

(diese Voraussetzung ist weggefallen).

4)
Die Verwaltungsabgabepflicht trifft den Antragsteller. Eine allenfalls entstehende Pflicht zur Tragung 

von Kommissionsgebührenverordnung, LGBl.Nr. 90/1995 ist im Text nicht berücksichtigt.

5)
In der Begründung darauf einzugehen, weshalb die Behörde den Wegfall der Voraussetzungen 

nach § 20 Abs. 5 TStG annimmt und dass die geänderte Satzung dem § 21 TStG entspricht.

6)
Der Bescheid ist der Straßeninteressentschaft, dem Antragsteller sämtlichen Interessenten ein-

schließlich dem ausscheidenden und den beteiligten Gemeinden zuzustellen.
